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Mietenstattbauenundzahlen
GLP-Kantonsrat schlägt der Regierung vor, in Zeiten derGeldnotmit privaten Investoren zusammenzuspannen.

StefanMarolf

DerKantonThurgaubraucht ein
neues Gefängnis. Kostenpunkt:
eine Viertelmilliarde Franken –
viel Geld in einer Zeit knapper
Kantonsfinanzen.Dabeimüsste
der Thurgau das Gefängnis gar
nicht selbst bauen lassen, findet
GLP-Fraktionschef Reto Am-
mann (Kreuzlingen). Sein Vor-
schlag: Public Private Partner-
ship, kurz PPP. Die Abkürzung
steht für langjährige, vertraglich
abgesicherte Zusammenarbeit
zwischenderöffentlichenHand
und privatenUnternehmen.

Für das Kantonalgefängnis
könnte das heissen: Nicht der
Kanton baut es, sondern zum
Beispiel einePensionskasse, die
ihr Geld sowieso mit Immobi-
lienverdient.DerKantonwürde
sich ins fertigeGebäudeeinmie-
ten – und könnte so nicht unbe-
dingt Geld sparen, aber zumin-
dest die Ausgaben über Jahr-
zehnte verteilen.

DieRegierungbefürchtet
Mehrkosten
Reto Ammann ist von den Vor-
teilen der PPP überzeugt und
hat deshalb eine Interpellation
eingereicht. Darin fragt er nach
denrechtlichenGrundlagenund
der Bereitschaft der Regierung,
PPP als Alternative für Investi-
tionen im Hochbau zu prüfen.
«Eswäredumm,diesangesichts
der finanziellen Lage nicht zu
tun», sagt Ammann.

Die Regierung sieht das an-
ders. Sie schreibt in ihrerBeant-
wortung: «Kurzfristig wird es
nichtmöglich sein,mitPPP-Mo-
dellen zu arbeiten.» Es fehle an
rechtlichen Grundlagen, lang-
fristigePartnerschaftenmitPri-
vaten böten Risiken und Geld
spare der Kanton mit PPP auch
nicht: «Die jeweiligen Kosten
fallen ohnehin an.» Sie würden
aber zeitlichgestrecktundkönn-
ten unter dem Strich gar höher
werden,weil privatwirtschaftli-
che Partner an Bauprojekten
mitverdienenwollen.

AmMittwochkritisierenmehre-
re Kantonsräte die abschlägige
Haltung der Regierung. «Sie ist
eine Aneinanderreihung von
Einwänden», sagtMarkusBürgi
(FDP, Stettfurt). Wenn die öf-
fentliche Hand im Thurgau
baue, passiere das oft in einem
geschlossenenKreis. «Ineinem
solchen Kreis hinterfragt man
sich nicht – Vorbildfunktion des
Kantons sieht anders aus.»

Auch SVP-Kantonsrat Ra-
phael Stutz (Sirnach) sagt über
PPP:«Die Idee ist imGrundsatz
nicht schlecht. Ichwünschemir
vonderRegierung, dass sie sich
das Thema zum Beispiel beim
Gefängnisprojekt genauer an-
schaut.» Stattdessen halte der
Regierungsrat offenbar lieber an
ineffizienten Abläufen fest,
«weil esbequemist», sagtEDU-
Kantonsrat Marcel Wittwer

(Schocherswil). «Leider fehlt es
der Regierung amMut, unkon-
ventionelleWege zu gehen.»

Differenzierter äussert sich
GabrielWalzthöny (Mitte, Sirn-
ach), der sichauchberuflichmit
Immobilien beschäftigt. Er ist
zwarüberzeugt, dass bei öffent-
lichenBautengrosseEinsparun-
genmöglich sind,weist aber auf
eine Gefahr von PPP hin: «Bei

derAuslagerungvonBauprojek-
ten werden Gewinne privati-
siert, was die Kosten für die
Steuerzahlendenweiter erhöht.
Diesen Effekt will niemand.»

SP-Kantonsrätinhält Idee
fürundemokratisch
GabrielWalzthönysSkepsis teilt
ein zweiterKantonsrat, der sich
in der Hochbaubranche aus-
kennt: Peter Dransfeld (Grüne,
Ermatingen). «IchhabeSympa-
thie für das Anliegen der Inter-
pellanten», sagt er, «aber sie
sind der Versuchung einfacher
Rezepte erlegen.» Ziel des öf-
fentlichen Bauens seien nicht
nur tiefeKosten,«sondern tiefe
KostenbeimaximalenNutzen».
Der maximale Nutzen sei mit
PPP-Modellen gefährdet,wenn
die Nutzer aussen vor gelassen
würden.

Die deutlichste Kritik an Reto
Ammanns Vorstoss kommt am
Mittwoch von der SP-Kantons-
rätinElinaMüller (Kreuzlingen)
erinnert an die Senkung des
Steuerfusses und sagt: «In der
Notlage, diewir selbst herbeige-
führt haben, auf PPP zurück-
zugreifen, ist zutiefst undemo-
kratisch.»

Baudirektor Dominik Diezi
sieht diePPP-Ideeweniger eng.
Es laufe bereits ein grösseres
Projekt zur Planung und Finan-
zierungvonkantonalenBauten,
die Regierung prüfe neue Lö-
sungen.ObsichPartnerschaften
mit Privaten für den Kanton fi-
nanziell lohnen würden, sei für
jeden Einzelfall separat zu klä-
ren.Klar ist fürDiezi jetzt schon:
«PPP darf nicht dazu führen,
dass wir Kosten einfach in die
Zukunft verschieben.»

Der Ergänzungsbau zum Regierungsgebäude in Frauenfeld kostet die Thurgauer Steuerzahlerinnen und Steuerzahler über 40 Millionen
Franken. Geht es nach GLP-Mann Reto Ammann, könnte der Kanton ein solches Gebäude auchmieten. Bild: Andrea Tina Stalder

ZweiKantonsrätesagenNein
zumTKB-Geschäftsbericht
Regierungsrat undKantonsparlament sindmit dem
Geschäftsgang der Thurgauer Kantonalbank zufrieden.

Sabrina Bächi

«DieTKB ist gut aufgestellt und
hat ein hochsolides Geschäfts-
modell. Das macht Freude»,
sagt Finanzminister UrsMartin
an der Grossratssitzung vom
Mittwoch bei der Beschlussfas-
sung zum Geschäftsbericht der
Thurgauer Kantonalbank. Das
bestätigt auchSubkommissions-
präsidentGabrielMacedo (FDP,
Amriswil), der den Geschäfts-
undKlimaberichtderKantonal-
bank vorstellt.

DerzweithöchsteGewinn
derTKB-Geschichte
Die Thurgauer Kantonalbank
konnte 2024 mit 158 Millionen
FrankendenzweithöchstenGe-
winn ihrer Geschichte verbu-

chen, hatte einen Zuwachs bei
den Kundinnen und Kunden
und über 77 Millionen Franken
flossen an die Öffentlichkeit.
ZudemermöglichtdieBankneu
denHandel vonKryptowährun-
gen. PunktoMitarbeitendenzu-
friedenheit nimmtdieTKB lan-
desweit einen Spitzenplatz ein.

Zwei Votanten aus dem Rat
melden sich zum Geschäftsbe-
richt. Dann schreiten die Kan-
tonsrätinnen und -räte zur Ab-
stimmung.EDU-MitgliedPeter
Schenk (Zihlschlacht) und Auf-
recht-Kantonsrat Robin Spiri
(Amriswil) lehnen den Ge-
schäftsbericht der TKB ab,
ebenso dieWiederwahl der Re-
visionsstelle Pricewaterhouse
Coopers AG. Alle anderen heis-
sen die beiden Punkte gut.

Gekürzt, verspätet,unklar
Bei der Fragestunde imGrossenRat haben zwei Kantonsrätinnen
und ein Kantonsratmündlich ihre Frage an die Regierung gestellt.

Sabrina Bächi

MarinaBruggmann:
Slow-upBodensee

«DieStreichungdeskantonalen
Beitrags zumSlow-upBodensee
gefährdetdieVeranstaltungund
steht imWiderspruchzurStand-
ortförderung», sagt SP-Kanto-
nalpräsidentin Marina Brugg-
mann (Salmsach). «Ist der Re-
gierungsrat tatsächlichbereit, so
einenAnlass sterbenzu lassen?»

RegierungspräsidentWalter
Schönholzer sagt: «DerSlow-up
ist ein toller Anlass.» Leider
stündendemAmt fürWirtschaft
und Arbeit für die Standortför-
derungwegender Sparübungen
45’000 Franken weniger zur
Verfügung, weshalb man ihn
nicht mehr finanzieren könne.

Allerdings unterstütze das
Sportamt den Anlass mit
10’000Franken.«Ichbetone»,
sagt Schönholzer, «wir haben
reduziert, nicht gestrichen».

BarbaraDätwyler:
Familiengesetz

Vor einem Jahr endete die ex-
terneMitwirkung zumKinder-,
Jugend-, und Familiengesetz.
«Bis jetzt habenwir nichts dazu
gehört», sagt SP-Fraktionsprä-
sidentin Barbara Dätwyler
(Frauenfeld): «Wann kommen
weitere Informationen?»

Erziehungsdirektorin De-
niseNeuweiler erklärt sich: «Es
ist nicht so, dasswir untätigwa-
ren.» Allerdings sei das Gesetz
sehr komplex. Stand jetzt sei es
nichtmöglich, darüber zu infor-

mieren. «Dass man etwas dazu
hören will, kann ich aber nach-
vollziehen», sagtNeuweiler.

Marcel Preiss:
Villa Sonnenberg

GLP-Kantonsrat Marcel Preiss
(Weinfelden), will wissen, was
die Exekutive zu tun gedenke,
wenn bei der Villa Sonnenberg
inFrauenfeld,wie vomHeimat-
schutz befürchtet, bauliche
MassnahmenohneBewilligung
getätigt wurden.

Regierungsrat Dominik
Diezi sagt, dasProjektVilla Son-
nenberg sei das Ergebnis sorg-
fältiger Ausarbeitung. Sollten
sich dennoch Mängel ergeben,
«werden wir die nötigen Mass-
nahmen treffen». Welche das
seinwürden, sei derzeit unklar.

Gsaat isch gsaat

«Wenn ich so wür schaffe,
wäri scho lang verlumpet.»
PeterDransfelds (Grüne,Erma-
tingen) Gedanken, als er vor
22 JahrenGemeinderat wurde.

«Mit Olivia sollte die TKB-
Geschäftsleitung mal ein
ernstesWörtchen reden.»
Reto Ammann (GLP, Kreuz-
lingen) ist kein Fan des TKB-
E-Bankings.

«Ich stelle fest, dass meine
Fraktion einen gewissen
Nachschulungsbedarf hat.»
Peter Bühler (Mitte, Ettenhau-
sen), als zwei Mitte-Kantons-
rätinnen den falschen Knopf
auf dem Abstimmungsgerät
drücken. (ste)

103Personen
eingebürgert
Kantonsbürgerrecht DerGros-
se Rat heisst am Mittwoch 64
Einbürgerungsgesuche gut: das
einzigeGesucheiner Schweizer
Familie einstimmig, dieübrigen
63 von Ausländerinnen und
Ausländern mit 102 Ja zu 10
Nein bei 11 Enthaltungen. Viele
der Eingebürgerten sind anwe-
send und nehmen nach der Ab-
stimmung amApéro teil. (ste)

Indergandzieht
Motionzurück
Stellenplafonierung PerMotion
wollte SVP-Kantonsrätin Aline
Indergand (Altnau) die kanto-
naleVerwaltungauf9,5Vollzeit-
stellenpro 100'000Einwohne-
rinnen und Einwohner begren-
zen. Die Regierung tat den
Vorstoss als «inakzeptabel» ab,
am Mittwoch zieht Indergand
dieMotionzurückundhofft jetzt
aufdieVerzichtsplanungderRe-
gierung:«DerAufgabenverzicht
müsste einen Stellenabbau zur
Folge haben.» Falls nicht, wird
Indergand reagieren. (ste)

Gesetzesänderung
gutgeheissen
Pflegefinanzierung Norbert
Senn (Mitte,Romanshorn), Prä-
sident der Redaktionskommis-
sion, hat zur Änderung des
Krankenversicherungsgesetzes
keine Anmerkungen. So geht
derRat zur Schlussabstimmung
über.Mit 118 Ja-Stimmennimmt
er die Gesetzesänderung an.
Das Behördenreferendumwird
nicht ergriffen. (sba)

DerGrosseRatwill
mehr Innovation
Fonds DerKantonThurgaube-
kommt definitiv einen Innova-
tionsfonds. In der Schlussab-
stimmung am Mittwoch stim-
men 72 Parlamentarierinnen
und Parlamentarier für die ent-
sprechendeGesetzesänderung,
45 dagegen.Widerstand gibt es
vor allem von der SVP, die sich
schon in der ersten Lesung ge-
wehrt hat. (ste)

RetoAmmann,GLP, Kreuzlingen.
Bild: Ralph Ribi


